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Zustands auch nach Ablauf der 12-monatlichen Kündigungsfrist abgesehen wird. 
Sie werden ermessen, ob wir in Anbetracht des erreichten Resultats einer nur 
teilweisen Kündigungsmöglichkeit, und, um die Verhandlungen endlich zu einem 
Abschluss zu bringen, auf diese Ihre Forderung verzichten können. Hiebei ist in 
Betracht zu ziehen, dass es möglich sein dürfte, im gegebenen Falle, wie es oft 
geschieht, eine Verlängerung zu vereinbaren, wenn die eingeleiteten Verhand­
lungen innerhalb der 12 Kündigungsmonate nicht zu einem Ergebnis geführt 
haben sollten. Für näherliegende «Dominions» wie Kanada dürfte es möglich 
sein, in 12 Monaten sich zu verständigen; für weiterliegende wie Australien und 
Neu-Seeland könnten allerdings die Unterhandlungen eine geraumere Zeit in 
Anspruch nehmen.
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3. Es folgen Ausführungen zu Redaktionsfragen des britischen Protokollentwurfes. A m  11. A pril 
1913 beschloss der Bundesrat auf Antrag des Handelsdepartementes vom  4. A pril 1913, den schweize­
rischen Gesandten in London zu  ermächtigen, sich m it dem vorgelegten Entwurf einverstanden zu  
erklären (E 1004 1 /252). Die Zusatzübereinkunft wurde am 30. M ärz 1914 in London von G. Carlin 
und Sir E. Grey unterzeichnet. Botschaft des Bundesrates an die Bundesversammlung betreffend 
eine Zusatzübereinkunft zum Freundschafts-, Handels- und Niederlassungsvertrag mit Grossbritan­
nien vom 6. September 1855, vom 21. Dezem ber 1914 in: B B 11914, IV, S. 833 ff. Bundesbeschluss 
vom 9. Juni 1915 und Text der Zusatzübereinkunft in: AS 1915, NF 31, S. 301 ff.
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Der schweizerische Gesandte in Washington, P. Ritter, an den Bundespräsidenten 
und Vorsteher des Politischen Departementes, E. Müller

PB  Washington, 17. Februar 1913

Ich habe am 13. lf. Monats den Staatssekretär Knox aufgesucht, um ihm 
unsere Note betreffend schweizerischen Staatsangehörigen unter amerikani­
schem Schutz in der Türkei zu überreichen und um ihm gleichzeitig die Frage zu 
stellen, ob die Schweiz angesichts der sich täglich verschlimmernden Zustände in 
Mexico auf den Schutz ihrer dort ansässigen Angehörigen für Leben und 
Eigentum seitens der Vereinigten Staaten zählen dürfe. Herr Knox antwortete 
mir, dass er diese Zusicherung für die Schweizer besonders gerne gebe und dass 
die Vereinigten Staaten zur Aufrechterhaltung der Monroe Doktrine sich aller 
Fremden genau wie der eigenen Staatsangehörigen bestmöglich anzunehmen 
gedenken. Ich dankte ihm und teilte ihm mit, dass ich Ihnen vom Inhalt der 
Unterredung unverzüglich per Kabel Kenntnis geben werde.

Der Staatssekretär ersuchte mich, ihm noch eine kurze, die Unterredung 
bestätigende Note zu senden, damit sein Nachfolger über die uns gemachte 
Zusicherung etwas schriftliches vorfinde. Ich kabelte Ihnen daher gleichen 
Tages:
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«Staatsdepartement sichert Schweizern bestmöglichen Schutz in Mexiko zu» 
worauf ich Ihre geschätzte Antwort erhielt:

«Sprechen Sie Staatsdepartement unsern Dank aus für Schutz der Schweizer in 
Mexico.

Politisches Müller»,
welche ich als Note an Herrn Knox weiterleitete.
Herr Generalkonsul Perret in Mexico ist brieflich davon in Kenntnis gesetzt 

worden.
Ich habe in meinen Politischen Berichten No. 10, 12, 14 und 19 des Jahres 

1911, und in No. 5 des Jahres 19121 einlässlich über die mexikanische Frage 
gesprochen. Neues ist heute kaum beizufügen. Wohlinformierte Kreise halten 
stets noch die Behauptung aufrecht, dass die Unruhen in Mexico künstlich durch 
amerikanische Kapitalisten, welche ca. eine Milliarde Dollars in dortigen U nter­
nehmungen investiert haben, gemacht werden. (Conf. Pol. Bericht No. 10 vom 
11. März 1911, pag. 5.)

Dass die Vereinigten Staaten die Gebiete, welche zwischen ihren jetzigen 
Grenzen und dem Panama-Kanal liegen, früher oder später besitzen müssen, um 
die Herrschaft über den ca. 400 Millionen Dollars kostenden Kanal wirklich 
ausüben zu können, ist einleuchtend. Die Schritte aber, welche eventuell dafür 
getan werden müssen (conf. Pol. Bericht No. 19 vom 7. Mai 1911, pag. 4) sind 
folgenschwer und Präsident Taft wird die Entscheidung dieser Frage, welche die 
Nation in einen langwierigen Krieg verwickeln könnte, zweifellos seinem Nach­
folger überlassen.

1. E 2300 Washington, Archiv-Nr. 28-29.
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Der schweizerische Gesandte in Rom, J. B. Pioda, an den Bundespräsidenten 
und Vorsteher des Politischen Departementes, E. Müller

S handschriftlich. Strictement confidentiel Rome, 24 février 19131

De très bonne source on me rapporte ce qui suit sous le sceau du secret: 
«L’Italie s’était jusqu’ici refusée de stipuler une convention militaire, en vue 
d’une guerre contre la France, avec l’Allemagne. C’est elle, par contre, mainte­
nant qui vient de faire des ouvertures à l’Allemagne en prévision d’une telle 
éventualité.»

L’attitude prise par Poincaré dans l’affaire du Manouba2 a impressionné 
profondément le Gouvernement italien et en général l’opinion publique en Italie 
et cette impression n ’est nullement effacée. La croissante popularité de Poincaré

1. Notiz Müller: Erhalten über Genf den 27. Februar abends 5 Uhr.
2. Beschlagnahmung eines französischen Schiffes durch die italienische Marine.
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